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J ustizbeschäftigte 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

ARBEITSGERICHT 

MAINZ 

- Kläger-

Prozessbevollmächtigte/r: DGB Rechtsschutz GmbH Büro Bad Kreuznach, 
Salinenstraße 37, 55543 Bad Kreuznach 

- Beklagte -

hat die 11. Kammer des Arbeitsgerichts Mainz - Auswärtige Kammern Bad Kreuz­
nach - auf die mündliche Verhandlung vom 4. Februar 2021 durch die Richterin am 
Arbeitsgericht ... als Vorsitzende und den ehrenamtlichen Richter ... und den 
ehrenamtlichen Richter ... als Beisitzer für Recht erkannt: 

1. Es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhältnis der Parteien weder

durch die außerordentliche Kündigung noch die hilfsweise ordentliche

Kündigung der Beklagten vom 30.10.2020 beendet worden ist.
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2. Die Beklagte wird verurteilt, den Kläger bis zum rechtskräftigen Ab­

schluss des Kündigungsschutzverfahrens zu unveränderten arbeitsver­

traglichen Bedingungen als Produktionsmitarbeiter weiter zu beschäfti­

gen.

3. Die Kosten des Rechtsstreits hat die Beklagte zu tragen.

4. Der Streitwert wird auf 11.916,00 EUR festgesetzt.

Tatbestand 

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer außerordentlichen, hilfsweise aus­

gesprochenen ordentlichen Arbeitgeberkündigung aus verhaltensbedingten Grün­

den. 

Der am 19.08.1989 geborene Kläger, verheiratet und einem Kind zum Unterhalt 

verpflichtet, ist seit dem 15.04.2016 bei der Beklagten auf Grundlage schriftlichen 

Arbeitsvertrages vom 12.01.2018 als Produktionsmitarbeiter zuletzt gegen ein 

durchschnittliches Bruttomonatsentgelt in Höhe von 2.979,00 Euro bei einer Arbeits­

zeit von 45 Stunden in der Woche beschäftigt. Auf den Inhalt des Arbeitsvertrages 

vom 12.01.2018 wird Bezug genommen (vgl. Blatt 62 bis 64 der Akte). 

Die Beklagte unterhält in S. eine Produktionsstätte zur Fertigung von Fertig­

hausteilen in Holzständerbauweise. Sie ist Teil einer Unternehmensgruppe unter 

dem Dach der D., die mit ihren drei Marken M., 
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A. und O. das größte Fertighausunternehmen in Deutschland ist und jähr­lich 

mehr als 3.000 Häuser baut. Die Beklagte beschäftigt regelmäßig mehr als 1 O 

(Vollzeit-) Arbeitnehmer. 

Auf einen Hinweis an den Teamleiter AV-Steuerung, Herr S. vom 16.10.2020 

recherchierte dieser bei ebay Kleinanzeigen und konnte feststellen, dass 

Materialien und Werkzeug über einen Account mit dem Namen "Unzen" ange­

boten wurde wie folgt: 

Sto-Glasfasergewebe F 4 x 4 mm, 100 qm2 

Stockschrauben Edelstahl V2a, M 12 x 350 mm mit Doppelgewinde 

Dreh-/Kippfenstergriffe HOPPE NEW YORK, 0810S/US10, 30 Stück "neu" 

Beko Schaumpistole NBS-Pistole, Metall 

lllbruck Fensterfolie ME508 Twin Aktiv W EW 100, selbstklebend 

Kompriband Fensterbau lllbruck Trioplex 652. 

Auf den Screenshot der Anzeigen in ebay Kleinanzeigen wird Bezug genommen 

(vgl. Blatt 77 bis 88 der Akte). 

Auf weitere Nachfrage zu Namen und Adresse des Anbieters wurde der Name des 

Klägers genannt. 

Auf Grund des Urlaubs des Abteilungsleiters Gesamtproduktion, Herrn B., er­

folgte ein Mitarbeitergespräch mit dem Kläger erst zum 21.10.2020 unter Beteili­

gung des Betriebsratsmitglieds .... Der Kläger bestätigte darin, die Materialien und 

Werkzeuge eingestellt zu haben, wobei es sich um privates Material und nicht um 

Material vom Gelände der Beklagten handeln solle. Dem Kläger wurde die Mög­

lichkeit zur schriftsätzlichen Stellungnahme mit Schreiben vom 21.10.2020 bis zum 

26.10.2020 gegeben. Eine Stellungnahme über die Prozessbevollmächtigten des 

Klägers erfolgte sodann mit Schreiben vom 23.10.20202, auf welche Bezug genom­

men wird (vgl. Blatt 70 f der Akte). 
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Sämtliche Gegenstände, die er bei ebay Kleinanzeigen eingestellt habe, habe er 

nicht von der Beklagten. Das Stoglasfasergewebe stamme von seinem Schwieger­

vater, Herrn M. Auf Grund eines Anbaus an dessen Privathaus in B., der mit 

drei Fenstern, zwei Türen und einem Garagentor versehen sei, sei ursprünglich 

geplant gewesen, diese Geweberolle für das Verputzen zu verwenden. Nachdem 

man doch nicht mehr die gesamte Räumlichkeit mit diesem Gewebe aus­gelegt 

habe, sei von den beiden Rollen der Großteil noch übriggeblieben. Bestritten 

werde, dass dieses Stoglasfasergewebe bei der Beklagten Verwendung finde, wo­

für die Beklagte nicht einmal Beweis angeboten habe. Unabhängig davon seien die 

streitgegenständlichen Gegenstände auch solche, die man überall käuflich erwer­

ben könne. Er habe bis zum Ausspruch der Kündigung eine Fahrgemeinschaft mit 

Herrn S. gehabt, welche bestätigen könne, dass er keine Geweberollen mit einem 

Rollenmaß von 1 m aus der Firma mitgenommen habe. 

Er angele seit seiner Kindheit und besorge sich häufig Gegenstände auf einem 

Schrottplatz, der früher in S. und heute unter ...- GmbH Schrotthan­del in B. 

ansässig sei. Einer der Geschäftsführer sei ein ehemaliger Klassenkamerad. Er 

habe dort z.B. die Stockschrauben aus Edelstahl mit Doppel­gewinde gekauft. Er 

wisse aus eigener Wahrnehmung, dass auf dem Gelände der Beklagten 

Schrottcontainer stünden, die auch von ...- GmbH stammten sowie von der Firma 

R. In diesen Schrottcontainer werde Schrott der Be­klagten entsorgt. Aus den 

Stockschrauben fertige er für sein Hobby Angelständer. Auch bezüglich der 

Stockschrauben werde vorsorglich mit Nichtwissen bestritten, dass die Beklagte 

genau diese habe. Sie seien auch im Handel erhältlich. 

Entgegen der Behauptung der Beklagten habe er die Stockschrauben auch nicht 

als "Original verpackt" deklariert, wie sich aus der Anzeige ergebe. Er habe 12 

Schrauben zu Hause und deshalb in der Anzeige geschrieben, bei Bedarf könne er 

auch mehr verkaufen. 
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Hinsichtlich des Kompribandes habe er sich bei Fensterbauern im Betrieb der Be­

klagten informiert, was man am besten nehmen solle. Dieses habe er für den 

Anbau seines Schwiegervaters in B. benötigt, in dem auch drei Fenster seien. Der 

Schwiegervater habe dann das Kompriband bei einem der zwei Fensterbauer im 

Dorf gekauft. Da dieses nicht komplett verwendet worden sei, habe er es für 

seinen Schwiegervater bei ebay Kleinanzeigen eingestellt. Dieser bitte ihn immer 

wieder, Material, das er übrig habe, dort einzustellen. 

Ihm sei nicht bekannt, dass eine Schaumpistole, wie er sie über ebay Kleinanzeigen 

angeboten habe, überhaupt in seiner Abteilung verwendet werde. Die Verwendung 

solcher Geräte müsse bei Bedarf beim Meister oder Vorarbeiter angemeldet wer­

den, der dann einen Lieferschein erstelle, damit das Material ausgehändigt werde. 

Es wäre sicherlich aufgefallen, wenn er eine Schaumpistole in Originalverpackung 

unter dem Arm mitgenommen hätte. Für seine Tätigkeit benötige er eine solche 

Schaumpistole nicht, auch der Kollege seiner Fahrgemeinschaft hätte dies sicher­

lich gemerkt. 

Fensterfolie habe er nie gehabt. Diese habe er fälschlich bei ebay Kleinanzeigen 

eingestellt. 

Die Fenstergriffe seien von der Renovierung bei seiner Tante G. übrig­geblieben. 

Er selbst sei gelernter Schreiner und habe seiner Tante beim Einbau ihrer 

neuen Küche geholfen. Als ihr die Fenstergriffe doch nicht gefallen hätte, habe er 

sie in ihrem Auftrag bei ebay eingestellt. Wie solle er 30 Fenstergriffe aus der 

Firma geschafft haben, wo es Kameras gebe und er eine Fahrgemeinschaft habe. 

Im Übrigen werde bestritten, dass die Beklagte diese Fenstergriffe ebenfalls im Be­

trieb verwende. 
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optisch unpassend gefunden habe, hat die Beklagte nicht dargetan. Die Beklagte 

hat auch nicht konkret dargestellt, woran sie die Bewertung der Einlassung als 

Schutzbehauptung festmacht. Auch wenn die hieraus rührenden Umstände nicht 

aus der Sphäre der Beklagten stammen, hätte sie die Umstände kritisch prüfen und 

bezweifeln können, so dass eine höhere Darlegungslast des Klägers ausgelöst wird. 

Darüber hinaus hätte sich die Beklagte als beweispflichtige Partei der seitens des 

Klägers benannten Beweismittel bedienen können. 

Entsprechendes gilt für das Kompriband F. Dieses soll nach Ein- lassung des 

Klägers sein Schwiegervater für dessen Anbau in B. be­nötigt haben, in dem auch 

drei Fenster seien, und es soll nicht komplett verwendet worden sein. Hierbei soll 

es sich laut vorgelegtem Screenshot um zwei Rollen mit je 3 m handeln, die aus 

einem Bau übriggeblieben seien (vgl. Blatt 80 der Akte). Ob und inwieweit dies in 

Bezug auf den Einbau von drei Fenstern unglaubwürdig sein soll, wird seitens der 

Beklagten nicht weiter kommentiert. 

Auch die Beko Schaumpistole will der Kläger von seinem Schwiegervater erhalten 

haben, die dieser nicht mehr benötigt habe. Im Hinblick darauf, dass der Kläger sich 

dahingehend eingelassen hat, dass sein Schwiegervater einen Anbau in B. an 

seinem Privathaus mit drei Fenstern, zwei Türen und einem Garagentor gefertigt 

hat, kann die Kammer nicht ausschließen, dass es sich hierbei ebenso um einen 

Restbestand dieser Baustelle gehandelt haben könnte. 

Ebenso verhält es sich mit dem Sto-Glasfasergewebe. Der Kläger hatte sich dahin­

gehend eingelassen, dass ursprünglich geplant gewesen sei, den Anbau des 

Schwiegervaters mit dieser Geweberolle für das Verputzen auszustatten, man dann 

jedoch nicht mehr die gesamte Räumlichkeit mit diesem Gewebe ausgelegt habe, 

so dass von den beiden Rollen der Großteil übriggeblieben sei. 

Soweit die Beklagte es verdächtigt findet, dass die zu verkaufende Menge, die mit 

100 qm2 und bei Bedarf eventuell auch mehr angegeben wird, so hoch ist, was 
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aufgrund der von ihr angenommenen Größe einer Garage nicht erklärlich sei, hat 

die Beklagte zwar konkrete Einwände erhoben und der Kläger keine Angaben zur 

Größe des Anbaus gemacht, sondern lediglich behauptet, dass nicht die gesamte 

Räumlichkeit mit dem Gewebe tatsächlich ausgelegt worden sei, so dass ein Groß­

teil noch übriggeblieben sei. Selbst wenn dies einen Verdacht begründen könnte, 

ist jedoch zu beachten, dass nach unwidersprochener Darstellung des Klägers die 

Geweberollen ein Rollenmaß von 1 m haben. Er verweist auf seine Fahrgemein­

schaft mit dem Kollegen S. und darauf, dass die Entwendung von Mate­rialien in 

diesem Ausmaß, insbesondere wegen der auf dem Gelände der Beklagten 

installierten Kameras, nicht unbeobachtet hätte ablaufen können. Ob und inwieweit 

die Entwendung von dem Glasfasergewebe auf dem Gelände der Beklagten durch 

ein unverdächtiges Tun des Klägers bzw. in unbeobachteter Form hätte erfolgen 

können, hat die Beklagte nicht dargestellt. 

Auch hinsichtlich der Stockschrauben aus Edelstahl mit Doppelgewinde lässt sich 

nach der Einlassung des Klägers, diese auf dem Schrottplatz der Firma ...-GmbH 

zuletzt in B. besorgt zu haben, nicht nachvollziehen, dass die Einlassung 

unglaubhaft ist. Hinweise hierfür trägt die Beklagte jedenfalls nicht vor. Ihre 

Behauptung, die Stockschrauben seien Original verpackt gewesen, ist zu­dem 

nicht nachvollziehbar, dies hat der Kläger bestritten und ist auch weder dem 

Produktbild noch der Beschreibung zu entnehmen (vgl. Blatt 85 der Akte). Schließ­

lich will der Kläger diese für die Herstellung von Angelständer benutzt haben (vgl. 

Blatt 120 der Akte), so dass der Hintergrund über den Besitz derartiger Schrauben 

nicht unplausibel ist. 

Hinsichtlich aller genannten Produkte ist zudem anzumerken, dass der Kläger be­

stritten hat, dass die Beklagte entsprechende Materialien grundsätzlich bei sich vor­

halte. Soweit die Beklagte behauptet, es handele sich bei den in ebay eingestellten 

Materialien um ihre Materialien, behauptet sie, entsprechende Produkte bei sich zu 

führen. Dieser seitens des Klägers bestrittene Sachvortrag ist jedoch von der Be­

klagten nicht einmal unter Beweis gestellt worden. 
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innerhalb einer Frist von einem Monat 

beim Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz, Postfach 30 30, 55020 Mainz, Ernst­
Ludwig-Platz 1, 55116 Mainz, schriftlich oder in Form des elektronischen Doku­
ments(§ 46 c Arbeitsgerichtsgesetz, Verordnung über die technischen Rahmenbe­
dingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektroni­
sche Behördenpostfach) eingelegt werden. 

Sie ist 

innerhalb einer Frist von zwei Monaten 

schriftlich oder in Form des elektronischen Dokuments zu begründen. 

Beide Fristen beginnen mit der Zustellung dieses Urteils, spätestens aber mit Ablauf 
von fünf Monaten nach dessen Verkündung. 

Die Berufungsschrift und die Berufungsbegründungsschrift müssen von einem bei 
einem deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt unterzeichnet bzw. signiert 
sein. 

Sie können auch in Verfahren für deren Mitglieder von einem Organ oder einem mit 
der Prozessvertretung beauftragten Vertreter einer Gewerkschaft, einer Arbeitge­
bervereinigung, eines Zusammenschlusses oder einer Rechtsschutzorganisation 
solcher Verbände nach näherer Maßgabe des § 11 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 und 5 ArbGG 
unterzeichnet bzw. signiert werden. 

Rechtsanwälte oder eine der vorher bezeichneten Organisationen können sich 
selbst vertreten. 

Hinweis: 
Bei Einreichung in schriftlicher Form werden von der Berufungsbegründungsschrift 
zwei zusätzliche Abschriften zur Unterrichtung der ehrenamtlichen Richter erbeten. 

- 19 -



- 19 -

Beglaubigt: 

Es wird beglaubigt, dass der Inhalt der Abschrift mit 
der Urschrift übreinstimmt.

J ustizbeschäftigte 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 




